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Auskunftsrecht des Vormundes bezüglich  medizinischer Daten 
Anfragen
Braucht der Arzt eine Entbindungserklärung vom Klienten, um mich als Vormund über den Gesundheitszustand zu informieren, resp. mir Gutachten und Berichte zukommen zu lassen? Mir scheint es da ein Spannungsfeld zwischen umfassender Betreuung im Rahmen einer Vormundschaft und dem Schutz höchstpersönlicher Rechte zu geben.

Erwägungen

1. Gemäss Art. 321 Strafgesetzbuch stehen Geistliche, Rechtsanwälte, Verteidiger, Notare, nach Obligationenrecht zur Verschwiegenheit verpflichtete Revisoren, Ärzte, Zahnärzte, Apotheker, Hebammen sowie ihre Hilfspersonen, die ein Geheimnis offenbaren, das ihnen infolge ihres Berufes anvertraut worden ist, oder das sie in dessen Ausübung wahrgenommen haben, unter dem Berufsgeheimnis. Sie werden, auf Antrag, mit Gefängnis oder mit Busse bestraft. 

Der Täter ist nicht strafbar, wenn er das Geheimnis auf Grund einer Einwilligung des Berechtigten oder einer auf Gesuch des Täters erteilten schriftlichen Bewilligung der vorgesetzten Behörde oder Aufsichtsbehörde offenbart hat.  Vorbehalten bleiben die eidgenössischen und kantonalen Bestimmungen über die Zeugnispflicht und über die Auskunftspflicht gegenüber einer Behörde.

Gemäss Art. 14 StGB (in der Fassung vom 1.1.2007) verhält  sich zudem rechtmässig, wer handelt, wie es das Gesetz gebietet oder erlaubt, auch wenn die Tat nach diesem oder einem andern Gesetz mit Strafe bedroht ist. Das bedeutet, dass ein Vormund und ein Arzt keine strafbare Geheimnisverletzung begeht, sofern sich eine gesetzliche Pflicht zu einem bestimmten Handeln herleiten lässt.


2. Der Vormund hat die gesamten persönlichen und vermögensrechtlichen Interessen des unmündigen oder entmündigten Bevormundeten zu wahren und ist dessen Vertreter (Art. 367 ZGB). Art. 406 ZGB verpflichtet den Vormund eines Erwachsenen zudem zum Schutz und Beistand in allen persönlichen Angelegenheiten. Andererseits dürfen urteilsfähige unmündige oder entmündigte Personen ihre höchstpersönlichen Rechte selbständig ausüben. Aus den vormundschaftsrechtlichen Bestimmungen lässt sich deshalb nicht herleiten, dass der Vormund voraussetzungslos Zugang zu den medizinischen Daten seines Klienten hat. Vielmehr ist in zweierlei Hinsicht zu differenzieren: a) ob die betreute Person urteilsfähig sei oder nicht, b) ob es sich um eine konkrete, unmittelbare Gefährdungssituation handle.
a. Die urteilsfähige entmündigte Person ist vom Arzt gleich zu behandeln wie ein urteilsfähiges Kind. Beiden steht die Wahrung ihrer höchstpersönlichen Rechte alleine zu (Art. 19 Abs. 2 ZGB), womit sie das Recht haben auf Schutz ihrer medizinischen Daten. Sollen sie dem gesetzlichen Vertreter bekannt gegeben werden, bedarf es entweder der Zustimmung des betroffenen Patienten oder der Aufsichtsbehörde (Basler Kommentar ZGB I-Affolter N 46 zu Art. 406; Eidgen. Datenschutzbeauftragter, Leitfaden für die Bearbeitung von Personendaten im medizinischen Bereich, S. 15).

Sofern ein Patient aus physischen oder psychischen Gründen jedoch nicht mehr in der Lage ist, sein Auskunftsrecht wahrzunehmen, kann sein gesetzlicher Vertreter (beispielsweise Angehörige oder Vormund) zur Wahrnehmung seiner objektiven Interessen an seine Stelle treten (Leitfaden, a.a.O.)

b. Befindet sich die betreute Person in einer unmittelbaren Gefahr für Leib und Leben und lässt sich diese nur überwinden durch den Austausch medizinischer Daten (z.B. Diagnose einer spezifischen psychischen Erkrankung), so liegt ein rechtfertigender Notstand vor (Art. 17 StGB), welcher die Durchbrechung des Berufsgeheimnisses des Arztes rechtfertigen kann.

3. Aus der Sicht der vormundschaftlichen Betreuungsperson mag dieses Ergebnis nicht immer zu befriedigen, weil es bei Renitenz des Patienten verhindert, dass eine adäquate persönliche Betreuung einer psychisch kranken Person aufgebaut werden kann. Ein Ausweg liesse sich nur finden, wenn entweder angenommen wird, dem Patienten fehle die nötige Urteilsfähigkeit, weshalb der Vormund das Auskunftsrecht selbst wahrnehmen kann, oder indem die Entmündigungsbehörde anlässlich des Entmündigungsverfahrens oder im Rahmen eines FFE eine gutachterliche Diagnose erstellen lässt und diese der Betreuungsperson als Arbeitsgrundlage zur Verfügung stellt.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 24.1.2007
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